
Effektive grenzüberschreitende  
Vollstreckung in der  
Europäischen Union

Thomas Pfeiffer | Quincy C. Lobach (Hrsg.)

Anwendungsprobleme der EuVTVO, EuGFVO,  
EuMahnVO und EuKPfVO

Privatrecht – Wirtschaftsrecht – Verfahrensrecht 12

Nomos



Privatrecht – Wirtschaftsrecht – Verfahrensrecht

herausgegeben durch  

das Institut für ausländisches und internationales  
Privat- und Wirtschaftsrecht der Universität Heidelberg 

Prof. Dr. Christoph Kern
Prof. Dr. Dr. h.c. Thomas Pfeiffer
Prof. Dr. Marc-Philippe Weller

Band 12



 Thomas Pfeiffer | Quincy C. Lobach (Hrsg.)

Effektive grenzüberschreitende 
Vollstreckung in der  
Europäischen Union

Anwendungsprobleme der EuVTVO, EuGFVO,  
EuMahnVO und EuKPfVO

Nomos



1. Auflage 2022
© Nomos Verlagsgesellschaft, Baden-Baden 2022. Gesamtverantwortung für Druck 
und Herstellung bei der Nomos Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG. Alle Rechte, auch 
die des Nachdrucks von Auszügen, der fotomechanischen Wiedergabe und der Über-
setzung, vorbehalten. Gedruckt auf alterungsbeständigem Papier.

Onlineversion
Nomos eLibrary

Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in 
der Deutschen Nationalbibliografie; detaillierte bibliografische 
Daten sind im Internet über http://dnb.d-nb.de abrufbar. 

ISBN 978-3-8487-8667-1 (Print)
ISBN 978-3-7489-3038-9 (ePDF)

Dieses Projekt wurde finanziert durch das Justizprogramm der 
Europäischen Union (2014–2020). Der Inhalt dieses Doku-
ments stellt allein die Ansicht der Autoren dar und liegt in ihrer 
eigenen Verantwortung. Die Europäische Kommission lehnt 
jegliche Verantwortung für die Benutzung der enthaltenen 
Informationen ab. 



Vorwort

Dieser Band enthält die Schriftfassungen der Vorträge, die auf einer
Online-Tagung im Rahmen der von der EU-Kommission finanzierten Stu-
die „EFFORTS – Towards more effective enforcement of claims in civil
and commercial matters within the EU“ am 17. September 2021 gehalten
wurden.

Am Projekt beteiligt sind das Institut für ausländisches und internatio-
nales Privat- und Wirtschaftsrecht der Universität Heidelberg, die Univer-
sità degli Studi di Milano (Koordination), die Vrije Universiteit Brussel,
die Pravni fakultet Sveučilišta u Zagrebu, die Vilnius University und das
Max Planck Institute Luxembourg for Procedural Law.

Das EFFORTS-Projekt hat zum Ziel, die Effektivität der grenzüberschei-
tenden Vollstreckung in der EU zu untersuchen. Es nimmt dabei – neben
der Brüssel Ia-VO – vor allem die EuVTVO, EuMahnVO, EuGFVO und
EuKPfVO in den Blick. Nach einer bewährten Vorgehensweise werden in
den Mitgliedstaaten der beteiligten Institutionen unter anderem Tagungen
durchgeführt, im Rahmen derer etwaige Probleme bei der Anwendung
dieser Verordnungen aus Sicht des nationalen Rechts aufgedeckt und
Lösungsansätze unterbreitet werden sollen. Die in Heidelberg gewonne-
nen Erkenntnisse einschließlich des vorliegenden Tagungsbandes sollen in
die weiteren Schritte des Projekts einfließen und im Austausch mit den
Projektpartnern weiterentwickelt werden. Dazu sind insbesondere eine
internationale Tagung mit europäischer Perspektive in Luxemburg sowie
eine Abschlusstagung in Mailand vorgesehen. Die Ergebnisse des Projekts
sollen in Gestalt eines umfassenden Abschlussberichts sowie thematischer
Einzelberichte vorgelegt werden.

Die Herausgeber möchten sich bei den Referenten und Diskutanten
der Tagung sehr herzlich dafür bedanken, dass sie das Projekt durch ihre
Beiträge mitgestaltet haben. Unser Dank gilt auch Herrn Elias Krist für
seine Unterstützung bei der digitalen Durchführung der Tagung.

   

Heidelberg, den 3. November 2021 Thomas Pfeiffer & Quincy C. Lobach
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Einleitung

Bei den Verordnungen des Europäischen Vollstreckungsrechts handelt es
sich um die EuVTVO, die (bereits überarbeitete) EuMahnVO, die (eben-
falls bereits reformierte) EuGFVO und die EuKPfVO. Diese Verordnun-
gen, die mitunter auch als Verordnungen der „2. Generation“1 umschrie-
ben werden, beruhen allesamt auf Initiativen der Europäischen Kommissi-
on. Als Rechtsgrundlage diente immer die Kompetenz zur justiziellen Zu-

I.

1 Siehe z.B. Rademacher, IPRax 2020, 85.
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